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„Eckweg IV - 1. Änderung“
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Textliche Festsetzungen und Hinweise

S a t z u n g

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 26.03.2024

Die folgenden textlichen Festsetzungen und Hinweise sind hinsichtlich ihres Geltungsbereiches deckungs-
gleich mit dem zeichnerisch festgesetzten Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Eckweg IV - 1. Ände-
rung“. Die zeichnerischen und sonstigen Festsetzungen der Plandarstellung werden durch die nachfolgen-
den textlichen Festsetzungen und Hinweise ergänzt. Sie werden zum Satzungsbeschluss Bestandteil der
Planzeichnung.
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A Planungsrechtliche Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB in Verbindung
mit der BauNVO

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
1.1 Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO wird festgesetzt, dass im Allgemeinen Wohngebiet (WA) die

in § 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO aufgeführten Nutzungen (Anlagen für kirchliche, kulturelle,
soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke) nicht zulässig sind.

1.2 Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO wird festgesetzt, dass im Allgemeinen Wohngebiet (WA)
die in § 4 Abs. 3 BauNVO aufgeführten Nutzungen (Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe,
Tankstellen) nicht Bestandteil des Bebauungsplanes werden.

2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

2.1 Gehwege, Garagen- und Stellplatzzufahrten, und Hofflächen i.S. von untergeordneten Ne-
benanlagen sind mit Rasenkammersteinen, Schotter oder versickerungsfähigem Pflaster
zu befestigen.

2.2 Zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG ist
die Rodung oder Verpflanzung von Gehölzen nur im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28./29.
Februar durchzuführen.

2.3 Einfriedungen müssen einen Mindestbodenabstand von 15 cm einhalten.

B Satzung über örtliche Bauvorschriften gemäß § 91 Hessischer Bauord-
nung (HBO) in Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB

1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO)
Zulässig sind Sattel- und Walmdächer mit einer Dachneigung von 20 bis 30° sowie Flach-
dächer.

C Hinweise

1 Stellplätze
Die Vorschriften der Stellplatzsatzung der Stadt Reinheim in der zum Zeitpunkt der Bau-
antragstellung geltenden Fassung sind zu beachten.



Stadt Reinheim Textliche Festsetzungen und Hinweise
Bebauungsplan „Eckweg IV - 1. Änderung“ (März 2024)

Seite 3

2 Verwertung von Niederschlagswasser
Gemäß § 37 Abs. 4 Hessisches Wassergesetz (HWG) soll Abwasser, insbesondere Nieder-
schlagswasser, von der Person, bei der es anfällt, verwertet werden, wenn wasserwirt-
schaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen.
Gemäß § 55 Abs. 2 Satz 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) soll Niederschlagswasser orts-
nah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit
Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche
noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange ent-
gegenstehen.

3 Wasserschutzgebiet
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt innerhalb der Schutzzone IIIA
des Trinkwasserschutzgebietes Brunnen I-VI, „In den Seewiesen“ (WGG_ID 432-112). Die
Ver- und Gebote Schutzgebietsverordnung (StAnz.: 13/2009, S. 789) sind zu beachten.

4 Denkmalschutz
Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies gemäß § 21 HDSchG
dem Landesamt für Denkmalpflege Hessen (Abt. Archäologische Denkmalpflege) oder der
unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle
sind gemäß § 21 Abs. 3 HDSchG bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unver-
änderten Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des
Fundes zu schützen.

5 Bodenschutz
Bei allen Baumaßnahmen ist, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf organolep-
tische Auffälligkeiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die den
Verdacht einer schädlichen Bodenverunreinigung begründen, sind diese umgehend der
zuständigen Behörde, dem Regierungspräsidium Darmstadt (Abteilung Arbeitsschutz und
Umwelt Darmstadt, Dezernat IV/Da 41.5 Bodenschutz), mitzuteilen. Schädliche Bodenver-
unreinigungen im Sinne des § 2 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sind Be-
einträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile
oder erhebliche Belästigungen für den Einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen.
Der Bodenschutzbehörde ist mitzuteilen, wenn Materialien von über 600 m³ auf oder in
den Boden eingebracht werden.
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6 Artenschutz
6.1 Bei allen Bauvorhaben sind - unabhängig davon, ob sie baugenehmigungspflichtig sind

oder nicht - artenschutzrechtliche Belange nach dem Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) zu beachten. Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten,
1. wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu

verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu
beschädigen oder zu zerstören,

2. wildlebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten wäh-
rend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten
erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der
Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wildlebenden Tiere der besonders geschützten
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,

4. wildlebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen
aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.

Die Bauherrschaft ist verpflichtet zu überprüfen, ob artenschutzrechtliche Belange durch
ihr Bauvorhaben beeinträchtigt werden können. Wird ein Bauantrag im Herbst oder Winter
gestellt oder es finden sich zu dieser Zeit keine Spuren von Tieren besonders geschützter
Arten, entbindet dies die Bauherrschaft nicht von der Pflicht, bei einem Baubeginn im
Frühjahr oder Sommer erneut zu überprüfen, ob besonders geschützte Arten von dem
Bauvorhaben betroffen sein könnten.
Sollten bei baulichen Maßnahmen besonders geschützte Arten betroffen sein, ist eine ar-
tenschutzrechtliche Genehmigung durch die Untere Naturschutzbehörde erforderlich. Auf
die Beachtung der DIN 18920 (Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetations-
flächen bei Baumaßnahmen) wird hingewiesen.
Vor dem Abriss von Gebäuden sind Gebäuderisse und -öffnungen sowie der Dachstuhl auf
Fledermäuse zu überprüfen. Sollten bei den Arbeiten oder Überprüfungen Fledermäuse
angetroffen werden, ist eine Umsetzung der Tiere in geeignete Ersatzquartiere zu veran-
lassen. Im Bedarfsfall ist eine entsprechende Genehmigung bei der Unteren Naturschutz-
behörde zu beantragen.

6.2 Auf die Bestimmungen des Bauvorlagenerlasses (BVErl) - insbesondere Anlage 2 Nr. 20.2
und Anlage 3 Nr. 3.2 - sowie die Checkliste des Hessischen Ministeriums für Umwelt,
Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz zur möglichen artenschutzrechtlichen
Betroffenheit wird hingewiesen.

6.3 Gemäß § 35 Abs. 1 Hessisches Naturschutzgesetz (HeNatG) soll zum Schutz nachtaktiver
Tierarten, insbesondere von Insekten, jede Form der vermeidbaren Beleuchtung durch
künstliches Licht vermieden werden. Als vermeidbar gilt dabei in der Regel jede Beleuch-
tung, die das Licht auf Grund des Zwecks oder der Beschaffenheit der Lichtanlage außer-
halb der Bereiche, für die es bestimmt ist, lenkt, insbesondere, wenn es im montierten
Zustand über die Nutzfläche und die Höhe des Horizonts strahlt und dadurch eine Fern-
wirkung und Aufhellung der direkten Umgebung verursacht.


